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Geſetz-Sammlung 
5 für die 
Koͤniglichen Preußiſchen Staaten. 


——— 


—— Nr. 40. — 


(Ir. 5135.) Beſtaͤtigungs⸗Urkunde, betreffend das Statut der unter der Benennung „Neue 
Aktien-Zuckerraffinerie“ errichteten und in Halle an der Saale domizilirten 
Geſellſchaft. Vom 25. September 1859. 


Im Namen Sr. Majeſtät des Königs. 


Wu Wilhelm, von Gottes Gnaden Prinz von Preußen, 
Regent, 

fuͤgen hiermit zu wiſſen, daß Wir die Errichtung einer Aktiengeſellſchaft unter 
der Benennung „Neue Aktien-Zuckerraffinerie“ mit dem Wohnſitze in Halle an 
der Saale im Regierungsbezirk Merſeburg, welche 

1) den Betrieb der Zuckerraffinerie mit allen in dieſelbe eingreifenden Ge— 

ſchaͤftszweigen, 

2) den Handel mit den erzeugten und dahin einſchlagenden Produkten und 

Waaren 
beabſichtigt, auf Grund des Geſetzes vom 9. November 1843. genehmigt und 
dem in der notariellen Urkunde vom 30. Juli 1859. feſtgeſtellten Geſellſchafts⸗ 
Statute die landesherrliche Beſtaͤtigung ertheilt haben. 

Wir befehlen, daß dieſe Urkunde mit dem vorerwaͤhnten notariellen Akte 
vom 30. Juli 1859. fuͤr immer verbunden und nebſt dem Wortlaut des Sta— 
tuts durch die Geſetz-Sammlung und durch das Amtsblatt der Regierung zu 
Merſeburg zur oͤffentlichen Kenntniß gebracht werde. 


Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedruck— 
tem Koͤniglichen Inſiegel. 
Gegeben Baden-Baden, den 26. September 1859. 
(L. S.) Wilhelm, Prinz von Preußen, Regent. 
v. d. Heydt. Simons. 


Jahrgang 1859. (Nr. 5135.) 70 Statut 
Ausgegeben zu Berlin den 26. Oktober 1859. 
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Statut 
der Neuen Aktien-Zuckerraffinerie in Halle an der Saale. 


Sirma, Sitz und Dauer der Geſellſchaft. 


§. 1. 

Unter Vorbehalt landesherrlicher Genehmigung und auf Grund des Ge— 
ſetzes vom 9. November 1843. wird durch gegenwaͤrtiges Statut eine Aktien— 
geſellſchaft unter der Firma: 

„Neue Aktien- Zuckerraffinerie“ 
begruͤndet. 


§. 2. 


Die Geſellſchaft hat ihren Wohnſitz zu Halle an der Saale und ihren 
Gerichtsſtand vor dem Koͤniglichen Kreisgerichte daſelbſt. 

Jeder Aktionair nimmt, ſoweit es ſich um Streitigkeiten mit der Geſell— 
ſchaft handelt, durch die Zeichnung oder den Erwerb der Aktie zugleich ſein 
Domizil in Halle an der Saale. Alle Inſinuationen erfolgen guͤltigerweiſe an 
die in dieſem Domizil wohnende, von ihm zu beſtimmende Perſon, oder in dem 
in dieſem Ort belegenen, von ihm zu beſtimmenden Haufe, und in Ermange— 
lung der Beſtimmung einer Perſon oder eines Hauſes auf dem Prozeßbuͤreau 
des Königlichen Kreisgerichts zu Halle, gemäß den HH. 20 — 22. Titel 7. 
Th. 1. der Allgemeinen Gerichts-Ordnung. 


$. 3. 


Die Dauer der Geſellſchaft wird auf funfzig Jahre, vom Tage der lan— 
desherrlichen Genehmigung derſelben gerechnet, feſtgeſetzt. 


H. 4. 


Eine Verlängerung derſelben kann innerhalb der gedachten Zeit durch die 
Generalverſammlung (F. 35.) beſchloſſen werden. Der desfallſige Beſchluß be— 
darf der landesherrlichen Genehmigung. 


Zweck der Geſellſchaft. 


§. 5. 
Der Zweck der Geſellſchaft iſt: 
1) der Betrieb der Zuckerraffinerie mit allen in dieſelbe eingreifenden Ge— 
ſchaͤftszweigen; 
2) der 
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u. 


— 515 — 


2) der Handel mit den erzeugten und dahin einſchlagenden Produkten und 
Waaren. 


Grundkapital, Aktien und Aktionaire. 


H. 6. 


Das Grundkapital der Geſellſchaft wird auf fuͤnfmalhundert tauſend 
Thaler Preußiſch Kurant feſtgeſetzt und auf fuͤnfhundert Aktien — jede zu 
Eintauſend Thaler — vertheilt. Eine Erhoͤhung des Grundkapitals kann durch 
Bir As eg ($. 35.) mit landesherrlicher Genehmigung beſchloſſen 

rden. 


ET. 


Die Aktien lauten auf jeden Inhaber. Diefelben werden nach dem die— 
ſem Statute beigefuͤgten Formulare A. in fortlaufenden, aus dem Stammaktien⸗ 
buche auszuziehenden Nummern von 1. bis 500. ausgefertigt und ausgegeben, 
wenn der volle Betrag zur Geſellſchaftskaſſe berichtigt iſt. 

Mit den Aktien werden Dividendenſcheine nebſt Talon jedesmal auf fuͤnf 
Jahre nach dem beiliegenden Formulare B. und C. ausgegeben, welche nach Ablauf 
des letzten Jahres gegen Einreichung des Talons durch neue erſetzt werden. 

Uueber die Theileinzahlungen bis zur erfolgten vollen Berichtigung des 
Aktienbetrages werden beſondere, mit den Nummern der künftig auszufertigen⸗ 
den Aktien verſehene, von zwei Mitgliedern des Verwaltungsrathes zu unter- 
zeichnende Quittungsbogen ausgegeben, die auf den Namen des erſten Inha— 
bers lauten. Dieſelben werden, ſobald der Betrag der Aktien voll eingezahlt 
iſt, gegen die Aktien ſelbſt ausgewechſelt. 


H. 8. 


Ein jeder Aktionair iſt zwar ſeine Rechte aus der Zeichnung und den 
von ihm geleiſteten Einzahlungen auf Andere zu uͤbertragen befugt, er bleibt 
aber fuͤr den vollen Betrag des von ihm gezeichneten Aktienkapitals verpflichtet 
und kann von dieſer Verbindlichkeit vor Einzahlung von vierzig Prozent gar 
nicht, nach Einzahlung von vierzig Prozent nur durch Beſchluß des Verwal⸗ 
tungsrathes der Geſellſchaft befreit werden. b 

Die Richtigkeit der Unterſchrift unter den Ceſſionen iſt der Verwaltungs— 
rath zu pruͤfen zwar berechtigt, aber nicht verpflichtet. 


H. 9. 


Die Fe auf die Aktien erfolgen nach dem Beduͤrfniß der Ge⸗ 

ſellſchaft auf Grund befonderer Aufforderung des Verwaltungsrathes in Raten 

von zehn Prozent und in Zwiſchenraͤumen von nicht unter Einem Monat bei 
der Kaſſe der Geſellſchaft in Halle. 

Die Aufforderung erfolgt vier Wochen vor jeder Zahlung durch die 

H. 14. beſtimmten Geſellſchaftsblaͤtter. ; 1 
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Sofort nach Eingang der landesherrlichen Beſtaͤtigung muͤſſen jedoch 
mindeſtens zwanzig Prozent, und im Laufe des erſten Jahres mindeſtens vierzig 
Prozent eingefordert und eingezahlt werden. 

Hoͤhere Einzahlungen bis zum vollen Betrage der Aktien & leiften, ift 
nur unter Genehmigung des Verwaltungsrathes geſtattet. Die Einzahlungen 
werden bis zum 31. Dezember 1861. mit fuͤnf Prozent fuͤr das Jahr verzinſt. 


§. 10. 


Wer innerhalb der nach H. 9. feſtzuſetzenden Friſten die ausgeſchriebenen 
Zahlungen nicht leiſtet, verfällt zu Gunſten der Geſellſchaft außer den geſetzlichen 
Verzugszinſen in eine Konventionalſtrafe von einem Viertheile des ausgeſchrie— 
benen Betrages. ö 

Wenn innerhalb vier Wochen nach einer erneuten öffentlichen Aufforde— 
rung die Zahlung noch nicht erfolgt, ſo iſt die Geſellſchaft berechtigt, die bis 
dahin eingezahlten Raten als verfallen, und die durch die Ratenzahlung, ſowie 
durch die urſpruͤngliche Unterzeichnung dem Aktionair gegebenen Anſpruͤche auf 
den Empfang von Aktien für erloſchen zu erklären, „Eine ſolche Erklaͤrung er: 
folgt auf Beſchluß des Verwaltungsrathes durch öffentliche Bekanntmachung 
unter Angabe der Nummern der Aktien. 

An Stelle der auf dieſe Art ausſcheidenden Aktionaire können von dem 
Berwaltungsrathe neue Aktienzeichner zugelaſſen werden. 

Derſelbe iſt jedoch ſtatt deſſen auch berechtigt, die gerichtliche Einklagung 
der fälligen Einzahlungen nebſt Verzugszinſen und der Konventionalſtrafe gegen 
die ſaͤumigen Aktionaire zu beſchließen und zu vollziehen. 


H. 11. 


Mehrere Rechtsnachfolger und Repraͤſentanten eines Aktionairs find nicht 
befugt, ihre Rechte einzeln und getrennt auszuuͤben; ſie koͤnnen dieſelben viel⸗ 
mehr nur gemeinſchaftlich, und nur durch Eine Perſon, wahrnehmen laſſen. 


§. 12. 


Sind Aktien, Quittungsbogen oder Talons verloren „gegangen, fo hat der 
Verlierer die Amortiſation derſelben nach den geſetzlichen Vorſchriften auf ſeine 
Koſten zu bewirken. Me 
An Stelle der amortiſirten Dokumente fertigt der Verwaltungsrath, 
nachdem das Datum des rechtskraͤftigen Amortiſationsurtheils in dem Aktien⸗ 
buche der Geſellſchaft bemerkt iſt, neue Dokumente gleicher Art unter neuen 
Nummern aus. a 
Verlorene Dividendenſcheine koͤnnen nicht amortiſirt werden. Wohl aber 
ſoll demjenigen, welcher den Verluſt der Dividendenſcheine vor Ablauf der im 
H. 41. feſtgeſetzten vierjaͤhrigen Friſt anzeigt und den ſtattgehabten Beſitz durch 
Vorzeigung der Aktien oder ſonſt in glaubhafter Weiſe dargethan hat, der Be⸗ 
trag der angemeldeten Dividendenſcheine nach Ablauf der Verfaͤhrungsfriſt ge 
gen 


— 517 — 


gen Quittung ausgezahlt werden, falls die Dividendenſcheine ſelbſt nicht etwa 
inzwiſchen eingegangen und realiſirt ſind. 


$. 13. 


Ueber den Betrag ſeiner Aktien hinaus iſt kein Aktionair fuͤr die Zwecke 
der Geſellſchaft und zur A ihrer Verbindlichkeiten irgend etwas beizu⸗ 
tragen verpflichtet, den einzigen Fall der im H. 10. beſtimmten Konventionalſtrafe 
ausgenommen. 


F. 14. 


Alle Bekanntmachungen, Zahlungsaufforderungen und ſonſtige Mitthei⸗ 
lungen, die der Verwaltungsrath oder die Direktion in den Angelegenheiten der 
Geſellſchaft an die Aktionalre zu erlaſſen haben, gelten für gehörig geſchehen, 
wenn fie durch den Preußiſchen Staats-Anzeiger, die Magdeburger Zeitung und 
die Halleſche Zeitung veröffentlicht find. 

Der vorgeſetzten Behörde ſteht zu, die Wahl anderer Blätter zu fordern, 
nöthigenfalls dieſelben vorzuſchreiben. Gehet eines oder das andere der Geſell— 
ſchaftsblätter ein, fo hat die Generalverſammlung andere Blätter in gleicher 


Zahl unter Vorbehalt der Genehmigung der vorgeſetzten Staatsbehörde zu waͤh⸗ 


e dieſes geſchehen ift, genügt die Inſertion in den übrig gebliebenen 
Blaͤttern. 

Alle hinſichtlich der Geſellſchaftsblaͤtter eintretenden Aenderungen ſind 
durch die Amtsblaͤtter der Koͤniglichen el En Merfeburg, ſowie derjeni- 
gen Regierungen, in deren Bezirken die Geſellſchaftsblaͤtter erfcheinen, ſowie 
urch letztere ſelbſt bekannt zu machen. 


* 


Organiſation der Befellfchaft. 


$. 15. 


Die Geſellſchaft wird vertreten und ihre Rechte werden ausgeuͤbt durch 
1) den Verwaltungsrath, 
2) die Direktion, 
3) die Generalverſammlung. 


Der Verwaltungsrath. 


$. 16. 


Der Verwaltungsrath hat ſeinen Sitz zu Halle a. d. S. und beſteht aus 
ſieben Perſonen. 

Derſelbe wird von der Generalverſammlung . Die Legitimation 
des Verwaltungsrathes erfolgt durch Ausfertigung des gerichtlichen oder nota⸗ 
riellen Wahlakts. Die Wahl erfolgt jedesmal auf drei Jahre, jedoch mit der 
Maaßgabe, daß nach Ablauf eines jeden der beiden erſten Jahre zwei Mit⸗ 
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lieder, und im dritten Jahre drei Mitglieder ausſcheiden. In den erſten zwei 
ahren werden die Ausſcheidenden durch das Loos beſtimmt, demnaͤchſt durch die 
Zeit, welche ſeit ihrer Wahl verſtrichen iſt. 

Die Ausſcheidenden ſind wieder waͤhlbar. 

Erledigt ſich außerordentlicher Weiſe die Stelle eines Mitgliedes des 
Verwaltungsrathes, fo wird dieſelbe proviſoriſch bis zur naͤchſten Generalver— 
ſammlung von den Mitgliedern des Verwaltungsrathes aus den Aktionairen 
beſetzt. Ueber eine ſolche Wahl iſt ein gerichtliches oder notarielles Protokoll 
aufzunehmen, und bildet die Ausfertigung dieſes Protokolls die Legitimation des 
gewählten Mitgliedes. Der Verwaltungsrath hat die von ihm getroffene Wahl 
der naͤchſten Generalverſammlung vorzulegen, von welcher die definitive Wieder— 
beſetzug durch Wahl ausgeht. 5 

Das auf dieſe Weiſe gewaͤhlte Mitglied des Verwaltungsrathes uͤbt ſein 
Amt nur bis zu dem Zeitpunkte aus, wo die Funktionen desjenigen, den es 
vertritt, aufgehört haben würden. Die Namen der Mitglieder des Verwal⸗ 
tungsrathes, ſeien ſie ordentlich, außerordentlich, oder proviſoriſch 1 ſind 


unmittelbar nach der jedesmaligen Wahl durch die Gefellfchaftsblätter bekannt 
zu machen. 


$. 17. 


Jedes Mitglied des Verwaltungsrathes muß mindeſtens fuͤnf Stuͤck Aktien 
reſp. Quittungsbogen der Geſellſchaft beſitzen, oder ſolche binnen ſechs Wochen nach 
Annahme der Wahl erwerben. Dieſe Aktien werden bei der Geſellſchaft hinter⸗ 
legt und bleiben, jo lange die Funktionen des Inhabers als Verwaltungsrath 
dauern, unveraͤußerlich. 


$. 18. 


Der Verwaltungsrath waͤhlt aus ſeiner Mitte fuͤr die Dauer von je 
Einem Jahre einen Vorſitzenden und einen Stellvertreter deſſelben. Die Wahl 
geſchieht zu gerichtlichem oder notariellem Protokolle und iſt durch die Geſell— 
ſchaftsblaͤtter (§. 14.) bekannt zu machen. 


$. 19. 


Der Verwaltungsrath verſammelt ſich auf ſchriftliche Einladung des 
Vorſitzenden in der Regel alle Monate einmal in Halle a. d. S. Auf den An⸗ 
trag von mindeſtens drei Verwaltungsraͤthen iſt jedoch der Vorſitzende verpflichtet, 
binnen acht Tagen eine Verſammlung zu berufen. 

Die Beſchluͤſſe des Verwaltungsrathes werden mit abſoluter Stimmen- 
mehrheit gefaßt. ö 

Bei Stimmengleichheit entſcheidet, inſofern es ſich nicht um eine Wahl 
handelt, die Stimme des Vorſitzenden. Ergiebt bei einer Wahl die erſte Ab⸗ 
ſtimmung keine abſolute Majoritaͤt, fo werden diejenigen Perſonen, welche die 
Mehrzahl der Stimmen erhalten haben, in doppelter Anzahl der zu Waͤhlenden 
zur engeren Wahl geſtellt; bei Stimmengleichheit entſcheidet das Loos. ö 

Zur Faſſung eines guͤltigen Beſchluſſes des Verwaltungsrathes W 
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Anweſenheit von wenigſtens vier ſeiner Mitglieder erforderlich, unter denen ſich 


der Vorfigende oder deſſen Stellvertreter befinden muß. 
N Ueber die in den Sitzungen des Verwaltungsrathes gefaßten Beſchluͤſſe 
iſt jedesmal ein Protokoll aufzunehmen, und von dem Vorſitzenden und min⸗ 


deſtens zwei Mitgliedern des Verwaltungsrathes zu unterſchreiben. 


F. 20. 


Dem Verwaltungsrathe ſteht die obere Leitung der Geſchaͤfte der Ge⸗ 
ſellſchaft zu. Derſelbe beſchließt und verfügt demzufolge tiber alle Angelegen⸗ 
heiten der Geſellſchaft, ſoweit ſolche nicht der Beſchlußnahme der Generalver: 
ſammlung vorbehalten, oder der Direktion übertragen find. 

Der Verwaltungsrath iſt insbeſondere ermaͤchtigt: 

1) die Mitglieder der Direktion, ſowie die Beamten, deren Anſtellung er 
a zu wählen und zu entlaffen und Verträge mit ihnen ab- 
zufchließen ; 

2) Inſtruktionen für die Geſchaͤftsfuͤhrung der Direktoren und Beamten zu 
erlaſſen und abzuaͤndern; a 

3) die Grundzuͤge aufzuſtellen und zu beſtimmen, welche fuͤr den Betrieb 
der Fabrik und bei Führung des Gefchäfts zu befolgen find; 

4) die geſammte von der Direktion beſorgte Buch- und Rechnungsfuͤhrung, 
40 Abſchluͤſſe zu revidiren oder unter eigener Kontrole revidiren 
U laſſen; j 

9) 55 der Gefchäftsführung überhaupt und der der Direftion insbefondere 
Kenntniß zu nehmen und fie, ſoweit thunlich, zu kontroliren; 

6) die Erwerbung und Veraͤußerung von Grundſtuͤcken, ſowie die Ausfuͤh— 
rung von Bauten und Anlagen zu beſchließen. Inſofern aber der Be— 
lauf eines einzelnen derartigen Gegenſtandes die Summe von fuͤnf und 
zwanzig tauſend Thalern uͤberſteigt, iſt die Genehmigung der Generalver— 
ſammlung erforderlich; 

7) uͤber die voruͤbergehende Benutzung von Kredit zu beſtimmen, wogegen 
die Aufnahme dauernder, nicht den gewoͤhnlichen geſchaͤftlichen Verkehr 
betreffenden Anleihen dem Beſchluſſe der Generalverſammlung vorbehalten 
bleibt (F. 35.). 


§. 21. 


Alle Ausfertigungen und Beſchluͤſſe, Anordnungen und Bekanntmachungen 
werden von dem Vorſitzenden oder deſſen Stellvertreter und noch einem Mit: 
gliede, oder ohne die beiden Erſteren von drei Mitgliedern des Verwaltungs⸗ 
rathes unterzeichnet (SS. 16. 18.). a 


H. 22. 


Die Mitglieder des Verwaltungsrathes beziehen zuſammen von demjeni— 
gen Jahresuͤberſchuß, welcher bei dem Jahresabſchluß nach Gewaͤhrung von 
fünf Prozent Dividende an die Aktionaire (H. 41.) verbleibt, eine Tantieme von 
drei Prozent. 

(Nr. 5135.) Den 
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Den außerhalb Halle wohnenden Mitgliedern wird für die Reifen zu den 
Konferenzen eine den Koſten entſprechende Vergärung gewaͤhrt. 

Mitgliedern, welche mit außergewöhnlichen Muͤhewaltungen und Arbeiten 
vom Verwaltungsrathe beauftragt werden, kann derſelbe eine beſondere Verguͤ— 
tung gewaͤhren. 


b. 23. 


Zur ſpeziellen Fuͤhrung der Geſchaͤfte nach der Inſtruktion und den Be- 
ſchluͤſſen des Verwaltungsrathes werden zwei Direktoren angeſtellt, von denen 
Einer auch Mitglied des Verwaltungsrathes ſein kann. 

Soweit fie dieſem nicht angehören, haben fie in demſelben nur eine be⸗ 
rathende Stimme. Die Direktoren ſind dem Verwaltungsrathe untergeordnet 
und fuͤr die Geſchaͤftsfuͤhrung verantwortlich. 


$. 24. 


Die beiden Direktoren unterzeichnen die Korreſpondenz, Quittungen, 
Wechſel, Anweiſungen und uͤberhaupt alle Schriftſtuͤcke, welche zu den laufen⸗ 
den Gefchäften gehören und welche als Ausführung der bereits getroffenen Ein⸗ 
richtungen, gefaßten Beſchluͤſſe oder abgeſchloſſenen Verträge zu betrachten ſind. 

Dem Verwaltungsrathe ſteht die Befugniß zu, anzuordnen, daß fuͤr ein⸗ 
zelne Geſchaͤftszweige, namentlich fuͤr die Kaſſenfuͤhrung, die Unterſchrift eines 
Beamten an Stelle derjenigen eines Direktors Geltung haben ſolle. 

Der Vorſitzende des Verwaltungsrathes, ſowie deſſen Stellvertreter ſind 
jederzeit ermaͤchtigt, einen behinderten Direktor zu vertreten; nicht minder kann 
der Verwaltungsrath anderen ſeiner Mitglieder durch beſonderen Beſchluß ſolche 
Vertretungsbefugniß übertragen. 

Die Wahl der Direktoren und die vorgedachte Ertheilung der Vertre— 
tungsbefugniß an einzelne Beamte oder an Mitglieder des Verwaltungsrathes 

eſchieht zu gerichtlichem oder notariellem Protokoll; ihre Legitimation bildet die 
Iaräfertigung des Aktes. a 

Die ertheilte Ermaͤchtigung iſt durch die Geſellſchaftsblaͤtter bekannt zu 

machen. 


$. 25. 


Die Direktion vertritt die Geſellſchaft in allen ihren Geſchaͤften und 
Rechtsverhaͤltniſſen dritten Perſonen gegenuͤber. 

Der Geſchaͤftsverwaltung wird eine Inſtruktion von dem Verwaltungs— 
rathe zu Grunde gelegt, fuͤr deren Befolgung die Direktion dem Verwaltungs— 
rathe Deen url, der Geſellſchaft aber haftbar iſt. 

Der Nachweis, daß die Direktion innerhalb der Grenzen der ihr vom 
Verwaltungsrathe ertheilten Inſtruktion gehandelt habe, iſt dritten Perſonen 
gegenuͤber niemals erforderlich. Auch kann dritten Perſonen der Einwand, 
Da, Di Direktion ihre Inſtruktion uͤberſchritten habe, niemals entgegengeſetzt 
werden. 

Koͤnnen die beiden Direktoren ſich uͤber auszufuͤhrende Beſchluͤſſe nicht 

einigen, 
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einigen, ſo haben fie die Sache dem Verwaltungsrathe zur Entſcheidun arge; 
tragen, im Falle der Dringlichkeit entſcheidet an deſſen Stelle der nach F. 24. 
zur Vertretung der Direktoren befugte Vorſitzende, event. deſſen Stellvertreter, 
oder das dazu gewaͤhlte Mitglied des Verwaltungsrathes. 


H. 20. 
Einer der Direktoren muß ſtimmberechtigter Aktionair ſein, und iſt ver⸗ 
pflichtet, als Kaution für feine Geſchaͤftsfuͤhrung fünf Aktien bei dem Verwal⸗ 
tungsrathe zu deponiren. 
Der mit den Direktoren abzuſchließende Vertrag muß den Vorbehalt 
der Kuͤndigung und Entlaſſung enthalten. 


H. 27. 
Das Gehalt der Direktoren und anderer Beamten, welches, ſoweit es 


angemeſſen erſcheint, auch in einer Tantieme vom Reingewinne mit beſtehen 
kann, beſtimmt der Verwaltungsrath. 


Die Seneralverſammlung. 


H. 28, 


Die Generalverſammlungen der Geſellſchaft finden in Halle in einem von 
dem Verwaltungsrathe zu beſtimmenden Lokale ſtatt. Denſelben beizuwohnen 
iſt Wer Aktionair berechtigt, die Stimmberechtigung deſſelben iſt indeſſen im 
H. 30. naher ausgeſprochen. 

Es muß alljaͤhrlich und zwar im zweiten Quartal jeden Jahres eine 
ordentliche Generalverſammlung ſtattfinden. Der Tag derſelben iſt durch den 
Verwaltungsrath feſtzuſetzen und durch die im $. 14. beſtimmten Geſellſchafts⸗ 
blaͤtter vier Wochen vor der Verſammlung bekannt zu machen. 


H. 29. 


Die Aktionaire haben zu jeder den eee gegen Depoſition 
ihrer Aktien reſp. Quittungsbogen auf dem Buͤreau der Geſellſchaft oder an 
einem anderen vom Verwaltungsrathe zu beſtimmenden und bei der Einladung 
zur Generalverſammlung durch die Geſellſchaftsblaͤtter bekannt zu machenden 
Orte ſich die Legitimation zum Eintritt und die noͤthigen Stimmzettel zu ver- 
ſchaffen. 
§. 30. 

Stimmfaͤhig find nur diejenigen Aktionaire, welche ſich im Beſitz von 

mindeſtens fuͤnf Aktien oder Quittungsbogen befinden. Je fuͤnf Aktien geben 


Eine Stimme. N ö 
Ueber zehn Stimmen kann kein Anweſender abgeben. Er 
Die Vertretung nicht anweſender Ape iſt nur durch Aktionaire 
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geftattet, welche durch ſchriftliche Vollmachten legitimirt fein muͤſſen. Die Voll⸗ 
machten ſind dem Verwaltungsrathe zu uͤberreichen, der uͤber ihre Auslaͤnglich⸗ 
keit zu entſcheiden hat. Notarielle oder gerichtliche Vollmachten, ingleichen 
ſolche, bei denen die Unterſchriften der Ausſteller von einem oͤffentlichen Beamten 
unter Beidruͤckung des Amtsſiegels beglaubigt ſind, muß der Verwaltungsrath 
als auslaͤnglich anerkennen. f 

Handelsfirmen konnen ſich durch ihre Profuraträger, Ehefrauen durch 
ihre Ehemaͤnner, minderjaͤhrige oder ſonſt bevormundete Perſonen durch ihre 
Vormuͤnder reſp. Kuratoren, und juriſtiſche Perſonen durch ihre geſetzlichen Ver: 
treter, auch wenn dieſelben nicht Aktionaire find, in den Generalverſammlungen 
vertreten laſſen. 


H. 31. 


In jeder Generalverſammlung, fie ſei eine ordentliche oder außerordent⸗ 
liche, fuͤhrt der Vorſitzende des Verwaltungsrathes oder deffen. Stellvertreter 
den Vorſitz. Derſelbe ernennt aus der Zahl der anweſenden Aktionaire zwei 
Stimmzaͤhler. Außer den von dem Verwaltungsrathe auf die Tagesordnung 
gebrachten Gegenſtaͤnden hat jeder ſtimmfaͤhige Aktionair das Recht, noch an- 
dere zum Vortrag zu bringen; der Verwaltungsrath iſt aber befugt, jeden An⸗ 
trag, der nicht mindeſtens vierzehn Tage vor Eroͤffnung der $ erſammlung 
ſchriftlich eingereicht iſt, der darauf naͤchſtfolgenden Generalverſammlung zuzu⸗ 
weiſen. 


$. 32. 


In jeder ordentlichen Generalverſammlung werden aus der Mitte derſel⸗ 
ben drei Reviſoren erwählt, welche die Rechnungen des laufenden Geſchaͤfts— 
jahres, ſowie die Buͤcher und Belaͤge, zu pruͤfen und der Generalverſammlung 
daruͤber Bericht zu erſtatten haben. Im Falle des Ausſcheidens oder Todes 
eines Reviſors ernennt der Verwaltungsrath an deſſen Stelle einen anderen aus 
der Zahl der Aktionaire. 2 


H. 33. 


Alle Wahlen und Beſchluͤſſe der Generalverſammlungen erfolgen mit 
abſoluter Stimmenmehrheit, mit Ausnahme der in dieſem Paragraphen und im 
H. 42. beſtimmten Faͤlle. Bei Gleichheit der Stimmen giebt bei Beſchluͤſſen 
diejenige des Vorſitzenden den Ausſchlag. Die Wahlen werden durch Wahl 


zettel vorgenommen. Ergiebt ſich bei der Wahl nicht eine abſolute Majoritaͤt, 


fo tritt das H. 19. vorgeſehene Verfahren ein. 

Zu Beſchluͤſſen uͤber Abaͤnderungen des Statuts, Erhoͤhung des Grund— 
kapitals der Geſellſchaft und Verlängerung der Dauer derſelben iſt eine Mehr⸗ 
heit 11 zwei Dritteln der in der Generalverſammlung vertretenen Stimmen er⸗ 
forderlich. 


$. 34. 


In der ordentlichen Generalverſammlung erſtattet der face 
i g f uͤber 


über die Lage des Geſchaͤfts und die Reſultate deſſelben Bericht. Sodann er⸗ 
waͤhlt die Generalverſammlung 


1) die Mitglieder des Verwaltungsrathes, und 
2) die Rechnungsreviſoren (F. 32.), denen die Pruͤfung des von dem Der: 
a ee revidirten Rechnungsweſens zuſteht. 
Die Buͤcher und alle dazu gehoͤrigen Papiere ſind denſelben vier 
Wochen vor dem Tage der Generalverſammlung, an welchem ſie Be⸗ 
richt zu erſtatten haben, im Buͤreau der Geſellſchaft zur Durchſicht 
bereit zu legen; ſie haben etwanige Erinnerungen dem Verwaltungs⸗ 
rathe zur Kenntnißnahme und Erledigung ſpaͤteſtens drei Tage vor 
der Verſammlung mitzutheilen. 
Es beſchließt demnaͤchſt die Verſammlung 
3) uͤber die Dechargirung der ſo gepruͤften Rechnungen, reſp. uͤber Verfol⸗ 
gung der etwa gezogenen Erinnerungen, und 
4) über alle Anträge, welche von dem Verwaltungsrathe oder einzelnen 
n in den Angelegenheiten der Geſellſchaft vor dieſelbe gebracht 
werden. 
(S. 20. und 31.) R 
$. 35. 
Auch in ordentlicher Generalverſammlung kann 


1) die Vermehrung des Grundkapitals über den Betrag von 500,000 Rthlrn. 


hinaus, 

2) die Abaͤnderung der Statuten, 

3) die Verlaͤngerung der Zeit, welche als Dauer der Geſellſchaft be— 
ſtimmt iſt, 

4) die Aufnahme dauernder, nicht den gewoͤhnlichen Geſchaͤftsverkehr be⸗ 
treffender Anleihen (H. 20.), 


nur dann beſchloſſen werden, wenn in der zum Zwecke der Einberufung zu er⸗ 
laſſenden Bekanntmachung ausdruͤcklich bemerkt iſt, daß ein hierauf bezuͤglicher 
Antrag zur Verhandlung kommen ſoll. Außerdem beduͤrfen die Beſchluͤſſe, um 
verbindliche Kraft zu erhalten, und zwar die unter 1. 2. und 3. bezeichneten 
der landesherrlichen Genehmigung, und die unter 4. aufgeführten der Geneh⸗ 
migung des Herrn Handelsminiſters. 


$. 36. 


Eine außerordentliche Generalverſammlung der Geſellſchaft wird von dem 
Verwaltungsrathe nur fuͤr ſpezielle Gegenſtaͤnde berufen. 

Dieſe Berufung muß durch die F. 14. beſtimmten Blaͤtter unter Angabe 
der Berathungsgegenſtaͤnde mit einer Friſt von vier Wochen geſchehen. 

Aktionaire, welche nachweiſen, daß fie zuſammen mindeſtens Einhundert Aktien 
repräfentiren, koͤnnen die Berufung einer ſolchen außerordentlichen Generalver— 
ſammlung durch den Verwaltungsrath verlangen. N 
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in, 
$. 37. 


Eine außerordentliche Generalverſammlung iſt beſchlußfaͤhig, wenn darin 
mindeſtens zwei Drittel des Aktienkapitals vertreten ſind. Sollte eine ſolche 
Vertretung nicht vorhanden ſein, ſo wird von dem Verwaltungsrathe innerhalb 
ſechs Wochen, wenn nicht inzwiſchen eine ordentliche Generalverſammlung, in 
welcher der Gegenſtand ſtatutengemaͤß erledigt werden kann, eintritt, eine ander- 
weite Generalverſammlung, in welcher die dann Anweſenden nach Stimmen— 
mehrheit beſchließen, einberufen. 


F. 38. 


Ueber die Verhandlung in den Generalverſammlungen wird ein gericht— 
liches oder notarielles Protokoll aufgenommen. Die Namen der zur Theilnahme 
an der Verſammlung berechtigten ($. 28.) und wirklich erſchienenen Aktio— 
naire, reſp. ihrer Bevollmaͤchtigen, ſowie die Zahl der einem jeden von ihnen 
gebuͤhrenden Stimmen werden durch ein von dem Verwaltungsrathe zu voll— 
ziehendes Verzeichniß konſtatirt, welches dem Protokoll beizufuͤgen iſt. 

Das Protokoll iſt von dem Vorſitzenden, ſowie den Stimmzaͤhlern zu 
unterſchreiben. N f 


Bilanz, Dividende und Keſervefonds. 
a 

Mit dem 1. Januar eines jeden Jahres iſt von der Direktion eine voll: 
ſtaͤndige Inventur, die das geſammte Vermögen der Geſellſchaft zu umfaſſen 
hat, aufzunehmen und nebſt der Bilanz dem Verwaltungsrathe zur Pruͤfung 
und Feſtſtellung mitzutheilen. 

Der Verwaltungsrath hat dabei vom Gange der Inventur in der ihm 
angemeſſen erſcheinenden Weiſe Kenntniß zu nehmen und die nach dem laufen- 
den Werth und mit Beruͤckſichtigung der für die Realiſirung beſtehenden Aus— 
ſichten von der Direktion vorzuſchlagenden Preiſe der Rohſtoffe und Fabrikate, 
wie auch der vorhandenen Materialien, feſtzuſetzen. Es hat derſelbe ferner zu 
beſtimmen, wieviel auf den Koſtenwerth der Immobilien und Mobilien abzu— 
ſchreiben iſt; jedoch ſoll die Abſchreibung auf Bauwerk und Grundbeſitz minde⸗ 
ſtens zwei, auf Maſchinen und Utenſilien mindeſtens fünf Prozent jährlich be— 
tragen, wobei dem Verwaltungsrathe zur Pflicht gemacht iſt, hoͤhere Saͤtze zu 
beſtimmen, wenn dies nach Maaßgabe der Abnutzung oder der ſonſtigen Werth— 
verminderung angemeſſen erſcheint. 

Die Abſchreibungen koͤnnen nur erſt dann auf niedere Saͤtze beſchraͤnkt 
werden, wenn die dadurch erreichte Werthannahme der betreffenden Gegenſtaͤnde 
auch bei der Auflöfung der Geſellſchaft einen Verluſt an denſelben nicht be— 
fuͤrchten laͤßt. 


| F. 40. 
Der aus der Bilanz eines Geſchaͤftsjahres nach Deckung aller Abſchrei— 
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bungen und Ausgaben deſſelben ſich ergebende Ueberſchuß der Aktiva tiber die 
Paſſiva bildet den Reingewinn des betreffenden Jahres. 5 
In welcher Weiſe dabei die in einem Jahre vorgekommenen Ausgaben 
fuͤr Neubauten, Maſchinen und groͤßere Anſchaffungen oder Anlagen, die einen 
bleibenden Werth haben, zur Beruͤckſichtigung kommen ſollen, beſtimmt der Ver: 
waltungsrath bei Feſtſtellung der Bilanz. 
ie Bilanz iſt durch die Geſellſchaftsblaͤtter alljaͤhrlich bekannt zu machen 


und der Koͤniglichen Regierung zu Merſeburg mitzutheilen. 


F. 41. 


Aus dieſem Jahresgewinne werden bei jedem Abſchluß vorweg zehn Pro— 
zent zur Bildung eines Reſervefonds abgezogen und entnommen, bis dieſer die 
Hoͤhe von zwanzig Prozent des Grundkapitals erreicht hat. Die nutzbare An— 
legung des Reſervefonds bleibt dem Verwaltungsrathe uͤberlaſſen. Zinſen wer— 
den demſelben nicht zugeſchrieben. Wird der Reſervefonds angegriffen, ſo wird 
derſelbe in gleicher Weiſe erganzt. Derſelbe iſt beſtimmt zur Deckung unvor⸗ 
hergeſehener und außergewoͤhnlicher Verluſte oder Neuanſchaffungen; er kann 
nur auf den beſonderen und von der Generalverſammlung genehmigten Antrag 
des Verwaltungsrathes ganz oder theilweiſe zur Verwendung kommen. 

Nach Abſchreibung fuͤr den Reſervefonds wird von dem verbleibenden 
Reingewinne zunaͤchſt die H. 27. vorgeſehene Tantieme gewährt und ſodann die 
Dividende fuͤr die Aktionaire bis zu fuͤnf Prozent entnommen. Ergiebt ſich 
alsdann noch ein Ueberſchuß, fo erhalt der Verwaltungsrath davon eine Tan⸗ 
tieme von drei Prozent (F. 22.); der Reſt wird als Superdividende unter die 
Aktionaire vertheilt, oder nach deren Beſtimmung verwendet. 

Die Dividenden ſind am 1. Juli jeden Jahres bei der Kaſſe der Ge— 
ſellſchaft zahlbar. Den Betrag hat der Verwaltungsrath durch die Gefell- 
ſchaftsblaͤtter bekannt zu machen. 

Dividenden, welche nicht binnen vier Jahren nach dem Faͤlligkeitstermine 
abgehoben find, verfallen zum Beſten der Geſellſchaft. 


Auflöſung der Geſellſchaft. 
H. 42. 


Von dem Verwaltungsrathe oder von Aktionairen, welche nachweiſen, 
daß ſie zuſammen mindeſtens ein Fuͤnftel des emittirten Aktienkapitals der Ge— 
ſellſchaft reprafentiren, kann der Antrag auf Auflöfung der Geſellſchaft geſtellt 
werden. Der Verwaltungsrath iſt außerdem zu der Berufung einer außer⸗ 
ordentlichen Generalverſammlung zur Beſchlußfaſſung über die Aufloͤſung der 
Geſellſchaft verpflichtet, wenn ein Drittel des Anlagekapitals verloren gegangen 
iſt. Dieſe Aufloͤſung kann nur in einer außerordentlichen Generalverſammlung 
beſchloſſen werden, in welcher jede vertretene Aktie fuͤr Eine Stimme zaͤhlt, 
gleichviel, wieviel in Einer Hand vereinigt find. In dieſer Verſammlung muͤſſen 
drei Viertheile der ſaͤmmtlichen Aktien vertreten ſein; iſt dieſes nicht der Fall, 
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ſo iſt eine neue außerordentliche Generalverſammlung anzuberaumen, in der die 
dann anweſenden Aktionaire vollguͤltige Beſchluͤſſe faſſen koͤnnen. In beiden 
Verſammlungen kann die Auflöfung der Geſellſchaft nur durch eine Majorität 
von zwei Drittheilen der Stimmen, bei welcher wiederum jede vertretene Aktie 
fuͤr Eine Stimme gilt, beſchloſſen werden. Der Beſchluß bedarf der landes— 
herrlichen Genehmigung. 

Die Aufloͤſung erfolgt nach Maaßgabe der beſtehenden geſetzlichen Be⸗ 
ſtimmungen. Außerdem tritt die due der Geſellſchaft in den in den 
$$. 25. 28. und 29, des Geſetzes vom 9. November 1843. beſtimmten Fallen 
ein und wird nach Maaßgabe der in jenen Paragraphen getroffenen geſetzlichen 
Beſtimmungen bewirkt. 7 

Den Modus der Liquidation, die Liquidatoren und deren Befugniſſe be— 
ſtimmt die Generalverſammlung. 


Schlichtung von Streitigkeiten. 
$. 43. 


Alle Streitigkeiten, welche zwiſchen der Geſellſchaft und den Aktionairen 
als ſolchen entſtehen, mit Ausnahme des H. 10, vorgeſehenen Falles, ſollen mit 
Ausſchließung des Rechtsweges durch Schiedsrichter entſchieden werden, von 
denen jeder Theil Einen ernennt. Ein Obmann tritt nur dann hinzu, wenn 
die beiden Schiedsrichter ſich innerhalb acht Tagen nicht vereinigen koͤnnen. 
In dieſem Falle ernennt das Direktorium des Kreisgerichts zu Halle den Ob— 
mann. Verzoͤgert einer der ſtreitenden Theile auf die ihm durch Notar oder 
Gericht inſinuirte Aufforderung des Gegners, in welcher die Bekanntmachung 
des von ihm ernannten Schiedsrichters und die Aufforderung zu gleicher Er— 
nennung enthalten ſein muß, die Ernennung des Schiedsrichters laͤnger als 
acht Tage, ſo muß er ſich gefallen laſſen, daß der andere Theil auch den zwei— 
ten Schiedsrichter ernennt. 

Die Aktionaire ſind, wie groß auch ihre Zahl bei einer Streitfrage ſein 
mag, verbunden, wenn ſie ein und daſſelbe Intereſſe haben, einen einzigen ge⸗ 
meinſchaftlichen Bevollmächtigten zu Halle zu bezeichnen, welchem alle prozeffua- 
liſche Verhandlungen und Verfuͤgungen in einem einzigen Exemplare mitgetheilt 
werden. Geſchieht ſolches nicht, dann erfolgt die Inſinuation rechtsguͤltig durch 
Inſinuation auf dem Prozeßbuͤreau des Kreisgerichts zu Halle. 

Das Schiedsgericht iſt befugt, die Koͤniglichen Gerichte wegen Verneh— 
mung von Zeugen und Sachverſtaͤndigen, ſowie wegen Abnahme von Eiden zu 
requiriren. 

i Der Ausſpruch des Schiedsgerichts erfolgt fchriftlich in Form von Er— 
kenntniſſen. 0 

Gegen die ſchiedsrichterlichen Urtheile find nur die in den HH. 171. 172. 
1 Th. I. der Allgemeinen Gerichts-Ordnung aufgefuͤhrten Rechtsmittel 
zulaͤſſig. a 
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Derhältnig der Seſellſchaft zur Staatsregierung. 


§. 44. 


Die Koͤnigliche Regierung zu Merſeburg iſt befugt, einen Kommiſſar zur 
Wahrnehmung des Aufſichtsrechts für beftändig oder für einzelne Faͤlle zu be: 
ſtellen. Dieſer Kommiſſar kann nicht nur den Verwaltungsrath, die General⸗ 
verſammlung, oder ſonſtige Organe der Geſellſchaft gültig zuſammenberufen und 
ihren Berathungen beiwohnen, ſondern auch jederzeit von den Büchern, Rech⸗ 
nungen und ſonſtigen Verhandlungen der Geſellſchaft, ihren Kaſſen und Ein— 
richtungen, Einſicht nehmen. 


„„ 


der 


Neuen Aktien Zuckerraffinerie zu Halle a. d. S. 


uͤber 
Eintauſend Thaler Kurant. 


Der Inhaber dieſer Aktie iſt auf Hoͤhe von Eintauſend Thalern Kurant 
an dem geſammten Eigenthum und den Ertraͤgen der oben genannten Geſell— 
ſchaft mit allen ſtatutengemaͤßen Rechten und Pflichten eines Aktionairs be⸗ 
theiligt. 

Dale den. ta 8 

Der Verwaltungsrath der Neuen Aktien⸗Zuckerraffinerie. 
(Unterſchrift des Vorſitzenden und eines Mitgliedes.) 
Die Direktion. 


Folio des Aktienbuchs. (Eine Unterſchrift.) 
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B. 
Serie SR 20, 
| Dividendenſchein 
zur 
Aktie der Neuen Aktien-Zuckerraffinerie 
W 
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Gegen Ruͤckgabe dieſes Scheines empfängt Inhaber am 
18.. auf dem Komtoir der Geſellſchaft zu Halle denjenigen Antheil an dem 
Reinertrage, welcher für das Gefchäftsjahr 18. . ſtatutengemaͤß bekannt ge⸗ 
macht werden wird. 
Halle; den en; 3 18. 
Der Verwaltungsrath. 
(Zwei Unterſchriften per facsimile.) 


Aus FK. 41. des Geſellſchaftsſtatuts. 


Dividenden, welche nicht binnen vier Jahren nach dem Faͤlligkeitstermine abgehoben 
ſind, verfallen zum Beſten der Geſellſchaft. 


C. 
Neue Aktien-Zuckerraffinerie. 
Anweiſung | 
zum Empfang der.. Serie der Dividendenſcheine 
zur Aktie 8 ..... 
Inhaber empfaͤngt am gegen dieſe Anweiſung ge- 
maͤß H. 41. des Statuts auf dem Komtoir der Geſellſchaft in Halle die 


0 Serie der Dividendenſcheine fuͤr vorbezeichnete Aktie. 


Der Verwaltungsrath. Die Direktion. 
(Zwei Unterſchriften per facsimile.) (Eine Unterſchrift.) 


Nedigirt im Büreau des Staats- Miniſteriums. 


— —— 
Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober-Hofbuchdruckerei 
(R. Decker). 


